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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

Die Stadt Ramstein-Miesenbach plant im 
Bereich des Naherholungsgebietes See-
woog, im Stadtteil Miesenbach die Umge-
staltung des südlichen Uferbereiches sowie 
die Errichtung weiterer Anlagen und Ein-
richtungen zur Attraktivitätssteigerung des 
nicht mehr an die Ansprüche der Bevölke-
rung angepassten Erholungsgebietes.

Die bereits bestehenden Anlagen im südli-
chen Bereich des Gebietes, wie Kiosk, Grill-
hütte samt angrenzenden Grillplätzen so-
wie die öffentlichen Toiletten sollen teilwei-
se erneuert, neu angeordnet bzw. erweitert 
werden. 

Zudem sollen weitere Angebote und deren 
Sicherung (z.B. Holzstege mit Terrassen, Lie-
gewiesen, Barfußpfad) sowie Spiel- und 
Sportanlagen (z.B. Matsch- und Waldspiel-
platz, usw.) die Attraktivität des Gebietes 
für die Einwohner der Stadt und 
Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach 
steigern.

Der Bereich des Erholungsgebietes See-
woog soll weiterhin als öffentliche Grünflä-
chen mit der Zweckbestimmung „Naherho-
lungsgebiet“ bzw. als Waldfläche festge-
setzt werden.

Darüber hinaus soll der südlich der verlän-
gerten Waldstraße gelegene Bereich als öf-
fentliche Parkplatzfläche für Besucher des 
Erholungsgebietes ausgewiesen und 
planungsrechtlich gesichert werden. Hierzu  
gehört ebenfalls die Zulässigkeit von Wohn-
mobil-Stellplätzen.

Der östliche Seebereich soll aufgrund seiner 
vorangeschrittenen naturschutzrechtlich 
hochwertig einzustufenden Entwicklung als 
Biotop planungsrechtlich gesichert werden.

Die planungsrechtliche Zulässigkeit des 
Plangebietes beurteilt sich aktuell nach § 
35 BauGB. Demnach ist das Planvorhaben 
nicht realisierungsfähig.

Zur Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen für die Zulässigkeit des Plan-
vorhabens bedarf es daher der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes.

Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesen-
bach hat somit nach § 1 Abs. 3 BauGB und 
§ 2 Abs. 1 BauGB die Einleitung des Verfah-
rens zur Aufstellung des Bebauungsplanes 

„Naherholungsgebiet Seewoog“ beschlos-
sen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
umfasst eine Fläche von ca. 6,1 ha.

Parallel zum Bebauungsplan ist gem. §  2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der aktuelle Flächennutzungsplan der 
Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach 
stellt für das Gebiet Grün- und Waldflächen 
dar. Somit ist der Bebauungsplan gem. § 8 
Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt. 
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Erholungsgebiet Seewoog liegt östlich 
des Siedlungsbereiches des Stadtteils Mie-
senbach.

Der Geltungsbereich wird wie folgt be-
grenzt: 

•	 im Norden durch forstwirtschaftliche 
Flächen,

•	 im Osten und Westen durch 
Feldwirtschaftswege sowie daran an-
schließende landwirtschaftliche Flä-
chen,

•	 im Süden zum Teil durch Wohnbebauung 
und forstwirtschaftliche Flächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des 
Bebauungsplanes und der nachstehenden 
Abbildung zu entnehmen. Er umfasst eine 
Fläche von ca. 6,1 ha

Nutzung des Plangebietes, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet stellt sich bereits zum über-
wiegenden Teil als öffentliche Grün- und 
Wasserfläche dar. Innerhalb des südlichen 
Uferbereiches, welcher durch bestehende 

Gehölzstrukturen geprägt ist, befinden sich 
ein Kiosk samt öffentlicher Toilettenanlage, 
ortsgebundene Sitzgruppen sowie Grillplät-
ze. Um die Wasserflächen verläuft der über-
wiegend geschotterte Seewoog-Rundweg, 
welcher ebenfalls für Radfahrer zugänglich 
ist. Nördlich der Wasserflächen befinden 
sich Liegewiesen sowie östlich ein Bolz-
platz.

Bis auf die südwestlich angrenzende 
Wohnbebauung ist die Umgebung des Nah-

erholungsgebietes überwiegend durch 
land- und forstwirtschaftliche Flächen ge-
prägt. 

Die Flächen im Plangebiet befinden sich 
vollständig im Eigentum der Stadt Rams-
tein-Miesenbach.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Norden und Süden  
zur Mitte und somit zu den Wasserflächen 
hin leicht ab. Es handelt sich insgesamt um 
eine sehr reliefarme Topographie.

Es ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topographie in irgendeiner Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplanes 
(insbesondere Festsetzung der Baufenster) 
auswirken wird. 

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist über die „Waldstraße“ 
an das örtliche und überörtliche Verkehrs-
netz angeschlossen. Über diese ist das 
Plangebiet mit dem Stadtteil Ramstein so-
wie der in kurzer Entfernung südlich befind-
lichen L 356 verbunden.

V.g. Landesstraße ist von großer Bedeutung 
für das Naherholungsgebiet, da sie die 
nächstgelegenen Ortsgemeinden und Städ-

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Lage im Raum, ohne Maßstab; Quelle: GDI-RP Rheinland-Pfalz, Bearbeitung: Kernplan

Blick von der „Waldstraße“ im Südwesten in das Plangebiet
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te anbindet. Außerdem liegt das Plangebiet 
an einem überörtlichem Radweg.

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist aufgrund der bestehen-
den Bebauung im Plangebiet (öffentliche 
Toilettenanlage) bereits an das System der 
Ver- und Entsorgung angeschlossen. 

Im Rahmen der Realisierung des Planvorha-
bens sind nur geringfügig neue Infrastruk-
turanlagen zur Ver- und Entsorgung neu zu 
errichten.

Die Versickerung bzw. der Abfluss des unbe-
lasteten Niederschlagswassers erfolgt wie 
bisher über die belebte Bodenzone inner-
halb des Plangebietes.

Anfallende Schmutzwasser wird in die be-
stehende öffentliche Mischkanalisation der 
„Waldstraße“ eingeleitet.

Aufgrund der Lage des Plangebietes an 
einem Gewässer 3. Ordnung sind sämtliche 
Arbeiten so durchzuführen, dass eine Bo-
den- und Grundwasserverunreinigung aus-
geschlossen ist. Ebenso ist der Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen auf das not-
wendige Maß zu beschränken.

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Es handelt sich bei dem Plangebiet um 
einen bereits etablierten Naherholungs-
standort mit entsprechender Attraktivität 
(Lage, naturräumliche Ausstattung, usw.) 
und Infrastruktureinrichtungen (Kiosk, Toi-
letten, Grillplätze, Wege, usw.). Aufgrund 
der zugrunde liegenden Standortfaktoren 
wurden keine alternativen Standorte im 
Vorfeld der Planung einer Prüfung unterzo-
gen. 

Blick von der „Waldstraße“ im Südwesten auf die baulichen Analgen am südlichen Uferbereich

Blick vom südlichen Uferbereich über den westlichen Seebereich
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan LEP IV, Regionaler Raumordnungsplan Westpfalz (1. Teilfortschreibung 29.Januar 2015)�

zentralörtliche Funktion Grundzentrum

zu beachtende Ziele und Grundsätze des 
LEP IV (2.Teilfortschreibung 21. August 
2015):

Z 87
Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz sind durch die Regional-
planung mit Vorrangausweisungen für regionale Grünzüge bzw. Vorrang- und Vorbehalts-
ausweisungen für Grünzäsuren und Siedlungszäsuren zu konkretisieren und zu sichern.

zu Z 87
Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz kennzeichnen Teilräume, 
in denen aus Sicht des Landes die Sicherung der Freiraumfunktion eine große Bedeu-
tung hat. Es handelt sich insbesondere um Teilräume, in denen vielfältige Raumansprüche 
und -nutzungen zusammen treffen und einen umfassenden Freiraumschutz erforderlich 
machen. Die Regionalplanung differenziert und konkretisiert die landesweit bedeut
samen Bereiche für den Freiraumschutz und weist dafür außerhalb von Siedlungs und 
Verkehrsflächen »regionale Grünzüge« aus.
Eine Verbindung der regionalen Grünzüge mit bzw. deren Abgrenzung von örtlichen bzw. 
inner örtlichen Grünbereichen bzw. zur Gliederung der Raumstruktur erfolgt über die 
Ausweisung von »Grünzäsuren« und »Siedlungszäsuren«.

Mit der planungsrechtlichen Sicherung des Naherholungsgebietes wird der Grünzug er-
halten.

Z 91
Die Landschaftstypen bilden die Grundlage für die Darstellung von Erholungs- und Er-
lebnisräumen, in denen die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von 
Natur und Landschaft vorrangig zu sichern und zu entwickeln sind.

Die Naherholungs- und Landschaftsbildfunktion werden erhalten.

zu Z 91
Bei den Erholungs- und Erlebnisräumen handelt es sich um Gebiete, die wegen ihrer 
einzigartigen Ausprägung von Natur und Landschaft, ihrer Bedeutung als landschaftliche 
Leitstruktur, ihres hohen kulturhistorischen Wertes, ihrer Bedeutung als Naherholungs-
gebiet insbesondere als Raum für naturnahe, landschaftsgebundene stille Erholung zu 
sichern und zu erhalten sind.
Dies schließt sowohl die Landschaftsbild- als auch die Erholungsfunktion ein.

G 133
Die Möglichkeiten der naturnahen Erholung sollen unter Einbeziehung des landschaftlich 
und geowissenschaftlich orientierten Tourismus fortentwickelt und die touristischen Be-
lange älterer Menschen verstärkt berücksichtigt werden.

Z 134
Die Erholungs- und Erlebnisräume sowie die landes- weit bedeutsamen Bereiche für Er-
holung und Tourismus bilden gemeinsam eine Grundlage für die Ausweisung von Vor-
rang- und Vorbehaltsgebieten der regional bedeutsamen Gebiete für Erholung und Tou-
rismus.



Bebauungsplan „Naherholungsgebiet Seewoog“, Stadtteil Miesenbach 8 www.kernplan.de

Kriterium Beschreibung

G 135
Für Teilräume mit besonderem Freizeit- und Erholungswert sollen gebietsbezogene Ge-
samtkonzepte erarbeitet werden, die auf eine stärkere Kooperation der zugehörigen 
Gemeinden im Freizeitbereich abstellen und die durch die Bauleitplanung entsprechend 
abgesichert werden sollen.

zu Z 134 und 135
Die Erholungs- und Erlebnisräume wie auch die landesweit bedeutsamen Bereiche für Er-
holung und Tourismus stellen gemeinsam das Grundgerüst eines weitgehend vernetzten 
Systems der unter den genannten Gesichtspunkten bedeutendsten Landschaften, ergänzt 
durch weitere Aspekte der Erholung und des Tourismus, dar.
Vor dem Hintergrund der jeweiligen Betroffenheit können einzelne Gemeinden, Landkrei-
se oder Regionen entsprechende Konzepte für Teilräume mit besonderem Freizeit- und 
Erholungswert erarbeiten.

Mit der Erarbeitung des Gestaltungsplanes und dessen planungsrechtlichen Sicherung 
wird der Freizeit- und Erholungswert gesteigert.

G 104
Von den Trägern der Bauleitplanung soll im Siedlungsbereich auf naturnahe Erlebnisräu-
me mit dem Element Wasser hingewirkt werden.

zu G 104
Das unmittelbare Erfahren und Erleben von Wasser – sei es als Regen-, Quell-, Grund-, 
Teich- oder Bachwasser – im Siedlungsraum ist hierfür eine wesentliche Voraussetzung. 
Die Landesregierung unterstützt die Kommunen bei der Bewirtschaftung des Wassers 
sowie insbesondere bei der Renaturierung von naturfernen Fließgewässern, die inner-
halb von Siedlungsbereichen so erfolgen sollen, dass Spiel, Naturerlebnis und Aufent
haltsmöglichkeiten für Kinder und Jugendliche geschaffen werden.

Das Vorhaben entspricht somit den Zielen und Grundsätzen des LEP IV (2.Teilfortschrei-
bung 21. August 2015).

zu beachtende Ziele und Grundsätze des 
Regionalen Raumordnungsplans Westpfalz 
(1.Teilfortschreibung 29. Januar 2015):

ZN18 
Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz sind durch die Regional-
planung mit Vorrangausweisungen für regionale Grünzüge bzw. Vorrang- und Vorbehalts-
ausweisungen für Grünzäsuren und Siedlungszäsuren zu konkretisieren und zu sichern.

Durch die Ausweisung regionaler Grünzüge werden die Schwerpunkträume für den Frei-
raumschutz konkretisiert und differenziert; durch die Ausweisung von Siedlungszäsuren
werden die Siedlungsbereiche gegliedert.

Z 19 
Innerhalb der regionalen Grünzüge darf nicht gesiedelt werden. Die Weiterentwicklung 
der rechtmäßig und ordnungsgemäß ausgeübten land- und forstwirtschaftlichen Nutzun-
gen wird nicht berührt.

Die regionalen Grünzüge übernehmen in Bereichen starker Siedlungsentwicklung wichti-
ge Freiraumfunktionen. Regionale Grünzüge sind größere, zusammenhängende Gebiete, 
die der langfristigen Offenhaltung der unbesiedelten Landschaft in Bereichen mit starker 
Siedlungsentwicklung gegenüber Siedlungsaktivitäten dienen. Sie sichern ein ausge-
wogenes Verhältnis zwischen besiedelten und unbesiedelten Flächen und übernehmen 
z.T. mehrfach sich überlagernde Freiraumfunktionen (Naherholungsgebiete, klimatische 
Ausgleichsräume, Flächen des Arten- und Biotopschutzes sowie des Boden- und Grund-
wasserschutzes).
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Kriterium Beschreibung

Von besonderer Bedeutung sind hierbei auch die Waldgebiete, als multifunktionale Be-
standteile der regionalen Grünzüge. Somit tragen sie zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und zu einer ausreichenden Umweltqualität in den Bereichen mit 
starker Siedlungsentwicklung bei. Regionale Grünzüge umfassen insbesondere Flächen 
mit hochwertigen ökologisch, wirtschaftlich und landschaftsästhetisch bedeutsamen Na-
turraumpotenzialen, die zu einem funktionsfähigen Freiflächensystem zusammengefügt 
sind. Es wird davon ausgegangen, dass nur genügend große natürliche oder naturnahe 
Bereiche, die untereinander in Verbindung stehen, eine langfristige Stabilität der unter-
schiedlichen Freiraumfunktionen gewährleisten können. Um auch in größeren Siedlungs-
gebieten eine ausreichende Umweltqualität zu sichern, sollen die regionalen Grünzüge 
mit innerörtlichen Grünsystemen in Verbindung stehen. Einen Schwerpunkt bilden hierbei 
die notwendigen Luftaustauschprozesse zur Sicherung und Verbesserung der lufthygieni-
schen und siedlungsklimatischen Verhältnisse.

Z 36 
Innerhalb der Vorranggebiete für die Sicherung des Grundwassers sind nur Nutzungen 
zulässig, von denen keine Beeinträchtigungen der Grundwasserqualität und der Grund-
wasserneubildung ausgehen.

G 37 
Innerhalb der Vorbehaltsgebiete für die Sicherung des Grundwassers ist bei Nutzungen 
darauf zu achten, dass hiervon keine erheblichen Beeinträchtigungen auf die Grund-
wasserqualität und die Grundwasserneubildung ausgehen. Bei künftigen Grundwasser-
entnahmen ist auf die land- und forstwirtschaftliche Nutzung sowie auf die vorhandene 
grundwasserabhängige Vegetation – vor allem auf Feuchtgebiete – Rücksicht zu nehmen.

Vorrang-, Vorbehaltsgebiete •	 Regionaler Grünzug (Z 19)
•	 Vorranggebiet für die Sicherung des Grundwassers (Z 36)

Landschaftsprogramm Offenlandbetonte Mosaiklandschaft (Grundtyp) 

Untere Lauterhöhen
Der Landschaftsraum ist überwiegend landwirtschaftlich geprägt und abwechslungs-
reich strukturiert. Grünland bestimmt die weiten Täler und breitet sich auch entlang von 
Quellbachfächern und Hangmulden weit aus. Der Grünlandanteil beträgt über 40% und 
schließt eine hohe Zahl von Feuchtgebieten bzw. oft auch Magerwiesen und -weiden 
ein. An den Hängen und um die Siedlungen beleben Streuobstbestände das Bild. Der 
Landschaftsraum ist durch zahlreiche, oft inselartige Waldbestände geringer und mittlerer 
Ausdehnung gegliedert; keine Auswirkungen auf das Planvorhaben.

Keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung

Nicht betroffen

Naturpark Nicht betroffen

Sonstige Schutzgebiete: Naturschutz-, 
Landschaftsschutz-, Wasserschutz-, Über-
schwemmungsgebiete, Geschützte Land-
schaftsbestandteile, Naturdenkmäler, Na-
tionalparks, Regionalparks, Biosphärenre-
servate 

Nicht betroffen

Informelle Fachplanungen Nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Allgemeiner Artenschutz

Allgemeiner Schutz wild lebender Tiere und 
Pflanzen (§ 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG)

Da von dem Planvorhaben vereinzelte Baumbestände betroffen sind, die als Fortpflan-
zungsraum für Vögel dienen können, ist der allgemeine Schutz wild lebender Pflanzen 
und Tiere zu beachten, d.h. die Rodungen sind in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28. 
Februar durchzuführen.

Besonderer Artenschutz (§§ 19 und 44 des BNatSchG)

Störung oder Schädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nach USchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG
Zu den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten, d. h. 
alle streng geschützten Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten. „Allerweltsarten“ mit 
einem landesweit günstigen Erhaltungs-
zustand und einer großen Anpassungsfä-
higkeit (d. h. bei diesen Arten sind keine 
populationsrelevanten Störungen und kei-
ne Beeinträchtigungen der ökologischen 
Funktion ihrer Lebensstätten, insbesonde-
re der Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu 
erwarten) werden nicht speziell geprüft

Nach derzeitigem Stand kollidieren die geplanten Maßnahmen im Plangebiet kaum mit 
dem Artenschutz, sondern stellen im Gegensatz hierzu eine Optimierung dar.

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe Umwelt-
bericht

Parallel zum Bebauungsplan ist gem. § 2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung. 

Die Verminderungs-, Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen sind dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen und werden als Festsetzung in den Bebauungsplan über-
nommen.
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BIOTOPTYPENLEGENDE

NUTZUNGSSCHABLONE

M 1
V Vermeidungsmaßnahme
S Schutzmaßnahme
A Ausgleichsmaßnahme

LANDESPFLEGERISCHE  MASSNAHMEN

Nummer einer landes-
pflegerischen Maßnahme

Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

dauerhaft zu erhaltender Vegetationsbestand

Abgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Einbau eines Überlaufbauwerkes als
regulierbare Trennung zwischen den Gewässern

ÜBERSICHTSKARTE                                                  M. 1 : 25 000

Fachbeitrag Naturschutz
Bebauungsplan

"Naherholungsgebiet Seewoog"
Stadtteil Miesenbach
Maßnahmenplan

ÜBERSICHT ZUSATZCODES

oa - strauchreich
oe - grasreich
oq - lückige Vegetationsdecke, ohne geschlossene Krautschicht
tm   - hochstaudenreich
uf - Lichtungen, Baumlücken vorhanden

Plangebiet

95.0 / 50.0

ERLÄUTERUNG DER LANDSCHAFTSPFLEGERISCHEN MASSNAHMEN

Ausweisung eines min. 3,0 m bis 15 m breiten Gewässerrandstreifens entlang des östlichen
Seewoogs gem. Plandarstellung. Entwicklung der Flächen durch natürliche Sukzession zu
einer natürlichen Gewässerrandgesellschaft.
Bis auf die Freihaltung der Flächen von aufkommendem Gehölzaufwuchs sind keine weiteren
Pflegemaßnahmen durchzuführen.

Bestand

Grenze des räumlichen GeltungsbereichesWeg, befestigt

Baugrenze

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Öffentliche Grünfläche
"Naherholungsgebiet / Freizeitanlage"ÖG

Zaun

Weg, unbefestigt
Rundweg, Radweg

175
2

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummern

Planung

Feldwirtschaftsweg

Wohn- / Nebengebäude

Öffentliche Parkplatzflächen, Wohnmobilstellplatz

Fernmeldekabel

Telekom Flächen für Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklungvon Natur und Landschaft

AK 1 Kiefernmischwald mit einhei-
          mischen Laubbaumarten

AU 0 Aufforstung

AV 1 Waldmantel

B - KLEINGEHÖLZE

Einzelstrauch, Laubgehölz

Einzelbaum, Laubbaum

Einzelbaum, Nadelbaum

BF 2 Baumgruppe

C - MOORE, SÜMPFE

CF 2a  Schilfröhricht

CF 2b   Rohrkolbenröhricht

A - WÄLDER

HA 0 Acker

H - WEITERE ANTHROPOGEN BEDINGTE BIOTOPE 

E - GRÜNLAND

EA 0 Fettwiese

HM 4 Trittrasen, Rasenplatz, Parkrasen

LB 1 feuchte Hochstaudenflur, flächenhaft

BA 1 Feldgehölz aus einhei-
          mischen Baumarten

BB 0 Strauchgruppe

BB 9 Gebüsche mittlerer Standorte

BD 2 Strauchhecke

F - Gewässer

FF 0 Teich

MASSNAHMENPLAN

Beläge:
A    Asphalt
Sch    Schotter
unbef.    unbefestigt

Wasserflächen

L - ANUELLENFLUREN; FLÄCHENHAFTE HOCH-
STAUDENFLUREN

Entwicklung eines Gewässerrandstreifens
durch Sukzession zu einer Gräser- und
Kräuterflur feuchter Standorte

Erhaltung und Schutz von vorhandenem
Schilf- und Rohrkolbenröhricht

dauerhaft zu erhaltender Waldbestand

Erhaltung vorhandener Vegetationsbestände
im Bereich der öffentlichen Grünflächen

naturnahe Ufergestaltung durch Entfernung
des vorhandenen Uferverbaus und
Abflachung des Ufers

M 2 - A

M 3 - S

M 4 - A

M 5 - V

bef.

unbef.

bestehende Ausgleichsflächen

M 7 - A

M 9-V/A

M10-V/A

M 12- V

M 11-S

M 13-V

M 1 - A

M 3 - S

M 3 - S

M 5 - V

M 5 - V M 6 - V

M 2 - A

1. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
    Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zur Verbesserung der Habitatbedingungen für Amphibien, Reptilien, Libellen ist der östliche
Seewoog als fischfreies Gewässerbiotop zu entwickeln, während der westliche Seewoog als
Fischgewässer zu erhalten ist.
Entfernung des Fischbestandes aus dem östlichen Seewoog durch langsames Ablassen des
Gewässers im Spätsommer.
Dabei ist im Bereich des Brückenbauwerks  eine regulierbare Trennung in Form eines
Überlaufs einzubauen.

Die in der Plandarstellung ausgewiesenen Röhrichtbestände entlang des Gewässerufers sind
als Reproduktionshabitate für Vögel, Amphibien und Libellen dauerhaft zu erhalten.
Die Bestände sind von aufkommendem Gehölzaufwuchs freizuhalten.

Entlang des südlichen Ufers sind die vorhandenen Uferbefestigungen zu entfernen und
außerhalb der ausgewiesenen Baufenster eine naturnahe Gestaltung mit Uferabflachung und
Einbau naturnaher Strukturelemente vorzusehen.

Notwendige Gehölzrodungen sowie die Beseitigung von Röhrichtbeständen sind nur in dem
Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar außerhalb der Brutphase der Vögel
durchzuführen.

Kontrolle von Rodungsbereichen auf Höhlenbäume als potenzielle Überwinterungsquartiere
für Fledermäuse, ggfs. Verschließen der Baumhöhlen vor der Winterruhe. Rodung von
betroffenen Höhlenbäumen außerhalb der Quartiernutzung im Zeitraum Oktober.

Je gefälltem Höhlenbaum sind 2 Vogelnistkästen (für Höhlen- und Nischenbrüter) sowie 2
Fledermauskästen an geeigneten Standorten im Umfeld des Seewoogs anzubringen und
dauerhaft zu unterhalten.

Aufforstung einer noch zwischen der Stadt Ramstein-Miesenbach und dem Forstamt
Otterberg festzulegenden, gemeindeeigenen Fläche zur Kompensation von Waldverlusten im
Teilbereich A sowie im Bereich der Parkplatzflächen.

Auf Flächenversiegelungen ist zum Schutz des Bodens und des Wasserhaushaltes
weitestgehend zu verzichten.
Nicht mehr benötigte befestigte Flächen sind zu entsiegeln und als wasserdurchlässige
Flächen oder als Vegetationsflächen anzulegen.

In den als Wald festgesetzten Flächen sind Bäume mit einem Stammdurchmesser von mehr
als 20 cm zu erhalten.
Geplante bauliche Anlagen, insbes. für Spielgeräte, sind so in den Gehölzbestand zu
integrieren, dass keine Gehölzverluste bzw. Beschädigungen entstehen.
Für baubedingte Verluste derartiger Bäume ist in Abstimmung mit der zuständigen
Forstbehörde eine Pflanzung von einem Laubbaum-Hochstamm je entfallenem Baum mit
einem Stammumfang von mind. 14 cm vorzunehmen.

2. Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Srträuchern und
    sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Bei baulichen Anlagen im engeren Umfeld von Baumbeständen sind Schutzmaßnahmen für
betroffenen Bäume gem. DIN 18920 wie Wurzel- und Stammschutz vorzusehen.

Die als öffentlichen Grünflächen ausgewiesenen Bereiche sind in ihrer derzeitigen
Ausprägung mit einer extensiven Erholungsnutzung und dem vorhandenen Vegetations-
bestand sowie verkehrssicheren Bäumen mit einem Stammdurchmesser von mehr als 25 cm
zu erhalten.

Der vorhandene nördliche Waldrand auf trockenem Standort ist in seiner derzeitigen lockeren
Ausprägung aus artenschutzrechtlichen Gründen zu erhalten und von baulichen Maßnahmen
auszuschließen.

Quelle: Maßnahmenplan zum Fachbeitrag Naturschutz; Lf-Plan - Planungsbüro für Land-
schaftsökologie und Freiraumgestaltung, Rodenbach, Stand: 27.11.2017
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Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: Der aktuelle Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Ramstein-Miesen-
bach stellt für das Gebiet Grün- und Waldflächen dar. Somit ist der Bebauungsplan gem. 
§ 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
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Öffentliche Grünflächen mit der 
Zweckbestimmung „Naherho-
lungsgebiet / Freizeitanlage“

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Alle für das Naherholungsgebiet benötigten 
Flächen werden als öffentliche Grünflächen 
mit der Zweckbestimmung „Naherholungs-
gebiet / Freizeitanlage“ festgesetzt. Diese 
umfassen neben dem Seewoog-Rundweg 
oder die Liegewiesen ebenso die Flächen 
für bauliche Anlagen am südlichen Uferbe-
reich sowie die Flächen für weitere Spiel- 
und Sportanlagen. 

Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit 
der Zweckbestimmung „Naherholungsge-
biet / Freizeitanlage“ sind Nutzungen zuläs-
sig, die der Erholung und Freizeitgestaltung 
der Allgemeinheit dienen und für die alters- 
und geschlechtsunabhängige Attraktivität 
des Naherholungsgebietes erforderlich sind. 
Zulässig sind Läden (Kiosk) sowie Schank 
und Speisewirtschaften (Bistro, Imbiss), die 
der Versorgung des Naherholungsgebietes 
dienen. Holzterrassen und -stege, Kneipp-
becken, ortsgebundene Sitzgruppen und 
Grillplätze, eine Bühne, ein Bolzplatz (Teil-

bereich B) sowie Liegewiesen, welche die 
Aufenthalts- als auch Angebotsqualität er-
heblich steigern und somit zur Attraktivität 
und Anerkennung des Naherholungsgebie-
tes beitragen.

Um eine nachhaltige Naturverträglichkeit 
des Naherholungsgebietes zu gewährleis-
ten, werden die Eingriffe in die Natur und 
Landschaft durch Festsetzung maximal zu-
lässiger Grundflächen auf das notwendige 
Minimum begrenzt sowie die für die Eingrif-
fe vorgesehenen Bereiche genau definiert.

Durch Unterscheidung in die zwei Teilberei-
che A und B werden die Nutzungen geord-
net und die Intensität der Eingriffe mini-
miert:

Teilbereich A:

Hier sind bauliche Anlagen vorgesehen. Die 
Eingriffe beschränken sich nahezu aus-
schließlich auf den südlichen Bereich  
(Kiosk, Grillplatz, Sitzgruppen, etc.), in dem 
sich bereits aktuell die bestehenden bauli-
chen Anlagen befinden.

Teilbereich B:

Hier wird der bestehende Bolzplatz 
planungsrechtlich gesichert. Zusätzliche 
Eingriffe finden keine statt.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Grundfläche (GR)

Die Grundfläche nach § 19 Abs. 2 BauNVO 
ist die Fläche des Plangebietes, die von bau-
lichen Anlagen überdeckt werden darf.

Die betstehenden und geplanten baulichen 
Anlagen und Einrichtungen werden durch 
exakt definierte Grundflächen festgesetzt.

Die gewählten Grundflächen orientieren 
sich weitestgehend am Gestaltungsplan für 
das Gebiet und gewährleisten darüber hin-
aus Entwicklungsspielräume für eine nach-
frageorientierte Erweiterung der infrastruk-
turellen Einrichtungen des Naherholungs-
gebietes.

Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan; Datengrundlage: ©GeoBasis-DE/LVermGeoRP2002-10-15
PLANZEICHENERLÄUTERUNG

GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

ö ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHE MIT DER ZWECKBESTIMMUNG NAHERHOLUNGSGEBIET / FREIZEITANLAGE
(§ 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB)

GR ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHE
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

I ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

F VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: FELDWIRTSCHAFTSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB) 

P VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: ÖFFENTLICHE PARKPLATZFLÄCHEN, WOHNMOBILSTELLPLATZ
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG, HIER: 220-KV-FREILEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

UNTERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNGEN, HIER: FERNMELDEKABEL / GASHOCHDUCKLEITUNG
(§ 9 ABS. 1 NR. 13 BAUGB)

WASSERFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR.16 BAUGB)

WALDFLÄCHEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 18 B BAUGB I.V.M. § 9 ABS. 1 NR. 25 A UND B BAUGB)

FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB)

M1 MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR UND LANDSCHAFT

lr MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE FLÄCHEN, SCHUTZSTREIFEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 10 UND 21 BAUGB  )

FLÄCHEN FÜR DIE ERHALTUNG VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN
(§ 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHER NUTZUNGEN INNERHALB EINES BAUGEBIETES

SEEWOOG-RUNDWEG, RADWEG

Zweckbestimmung 
öffentlicher Grün-

fl ächen

Zahl der Vollge-
schosse

max. zulässige 
Grundfl äche

Bauweise

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§ 15 BAUNVO

1.1 ÖFFENTLICHE GRÜNFLÄCHEN 
MIT DER ZWECKBESTIMMUNG 
„NAHERHOLUNGSGEBIET / 
FREIZEITANLAGE“

  GEM. § 9 ABS. 1 NR. 15 BAUGB

 Zulässig sind: 

Siehe Plan. 
Innerhalb der öffentlichen Grünflächen mit 
der Zweckbestimmung „Naherholungsgebiet 
/ Freizeitanlage“ sind Nutzungen zulässig, die der 
Erholung und Freizeitgestaltung der Allgemeinheit 
dienen. 

1. Läden (Kiosk) sowie Schank und Speisewirtschaf-
ten (Bistro, Imbiss), die der Versorgung des Nah-
erholungsgebietes dienen mit einer maximalen 
Grundfl äche von 300 qm innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl äche (Teilbereich A),

2. Holzterrassen und -stege mit einer maximalen 
Grundfl äche von 450 qm innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl äche (Teilbereich A),

3. Kneippbecken mit einer maximalen Grundfl äche 
von 60 qm innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfl äche (Teilbereich A),

4. ortsgebundene Sitzgruppen mit einer maximalen 
Grundfl äche von 300 qm innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl äche (Teilbereich A),

5. ortsgebundene Grillplätze mit einer maximalen 
Grundfl äche von 400 qm innerhalb der überbau-
baren Grundstücksfl äche (Teilbereich A),

6. Bühne mit einer maximalen Grundfl äche von 70 
qm innerhalb der überbaubaren Grundstücksfl äche 
(Teilbereich A),

7. Seewoog-Rundweg, Radweg (Teilbereich A & B),
8. Matsch- und Waldspielplatz (Teilbereich B),
9. eine Aussichtkanzel mit einer maximalen Grundfl ä-

che von 100 qm (Teilbereich B)
10. Bolzplatz (Teilbereich B),
11. Liegewiesen,
12. alle sonstigen für den ordnungsgemäßen Betrieb 

des Naherholungsgebietes / der Freizeitanlage er-
forderlichen Anlagen und Einrichtungen.

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 ZULÄSSIGE GRUNDFLÄCHE (GR)
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Gem. § 19 BauNVO wird die maximal zulässige 
Grundfläche (GR) für die baulichen Anlagen inner-
halb der öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbe-
stimmung Naherholungsgebiet festgesetzt. Die jeweils 
zulässige Grundfläche kann dem Nutzungskatalog der 
öffentlichen Grünflächen entnommen werden.

2.2 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 

I.V.M. §§ 16, 20 BAUNVO

Siehe Plan.

Gem. § 22 BauNVO wird die maximal zulässige Zahl 
der Vollgeschosse in den öffentlichen Grünfl ächen 
mit der Zweckbestimmung Naherholungsgebiet auf I 
Vollgeschoss begrenzt.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 2 BauNVO eine of-
fene Bauweise (o) festgesetzt. In der offenen Bauweise 
gem. § 22 Abs. 2 BauNVO sind Gebäude mit seitlichem 
Grenzabstand zu errichten.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die überbaubaren Grundstücksfl ächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 
dürfen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen defi nierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksfl ächen 
sind Stellplätze, untergeordnete Nebenanlagen und 
Einrichtungen (§ 14 BauNVO) zulässig, die dem 
Nutzungszweck des Baugebietes selbst dienen und 
die seiner Eigenart nicht widersprechen (z.B. Spiel- 
und Sportanlagen). Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend. 

In Teilbereich B ist eine Aussichtskanzel auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksfl ächen zulässig.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach 
Landesrecht in den Abstandsfl ächen zulässig sind oder 
zugelassen werden können.

5. VERKEHRSFLÄCHEN BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
FELDWIRTSCHAFTSWEG

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 
Die zur Erschließung dienende Straße wird als 
Verkehrsfl äche besonderer Zweckbestimmung; Hier: 
Feldwirtschaftsweg festgesetzt. 

 VERKEHRSFLÄCHEN BESONDE-
RER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
ÖFFENTLICHE PARKPLATZFLÄCHEN, 
WOHNMOBILSTELLPLATZ
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan. 
Die Verkehrsfl ächen besonderer Zweckbestimmung; 
Hier: öffentliche Parkplatzfl ächen, Wohnmobilstellplatz 
sind wasserdurchlässig herzustellen. Hier sind 
Stellplätze für Wohnmobile zulässig.

6.  OBERIRDISCHE VERSORGUNGSLEITUNG; 
HIER: 220-KV-FREILEITUNG 

  GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.
Der Verlauf der 220-kV-Freileitung der Amprion GmbH 
wird gem. ihrer Lage als oberirdische Versorgungslei-
tung in den Bebauungsplan aufgenommen und fest-
gesetzt.

 UNTERIRDISCHE 
VERSORGUNGSLEITUNGEN; 

 HIER: FERNMELDEKABEL / 
GASHOCHDRUCKLEITUNG   
 GEM. § 9 ABS.1 NR. 13 BAUGB

Siehe Plan.
Der Verlauf des Fernemeldekabels der Creos Deutsch-
land GmbH und der Gashochdruckleitung der Open 
Grid Europe GmbH werden gem. ihrer Lage als unter-
irdische Versorgungsleitungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen und festgesetzt.

7. WASSERFLÄCHEN
 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 16 BAUGB

Siehe Plan.

8. WALDFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 18 B BAUGB I.V.M. § 9 
ABS. 1 NR. 25 A UND B BAUGB 

 Zulässig sind: 

Siehe Plan.
Innerhalb der nördlich der Erschließungsstraße fest-
gesetzten Waldfläche sind Nutzungen zulässig, die mit 
der Zweckbestimmung „Wald“ im Einklang stehen 
und die dem Hauptnutzungszweck „Wald“ nicht wie-
dersprechen.

1. ein mit Spielelementen ausgestatteter 
Waldspielplatz (einzelne Spielpunkte),

2. ortsgebundene Sitzgruppen und Grillplätze.

In den als Wald festgesetzten Flächen sind Bäume der 
Arten Buche, Kiefer, Eiche und Birke mit einem Stamm-
durchmesser von mehr als 20 cm zu erhalten. Geplante 
bauliche Anlagen, insbesondere Spielgeräte, sind so in 
den vorhandenen Gehölzbestand zu integrieren, dass 
Gehölzverluste und -Beschädigungen vermieden wer-
den. 

Für baubedingte Verluste derartiger Bäume ist in Ab-
stimmung mit der zuständigen Forstbehörde eine 
Pfl anzung von einem Laubbaum-Hochstamm je entfal-
lendem Baum mit einem Stammumfang von mindes-
tens 14 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, vorzunehmen.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Gesetze 
und Verordnungen:
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
unter Berücksichtigung der aktuell gültigen 
Änderungen.

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung - PlanzV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 15. September 2017 
(BGBl. I S. 3434).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Absatz 3 des Gesetzes vom 27. September 2017 
(BGBl. I S. 3465).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

• Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 
24. November 1998, zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 15. Juni 2015 (GVBL. S. 77).

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von 
Natur und Landschaft Rheinland-Pfalz (Landes-
naturschutzgesetz - LNatSchG -) vom 06. Oktober 
2015 (GVBI. S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2016 (GVBI. S. 
583).

• Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Lan-
deswassergesetz - LWG -) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.2015 (GVBL. 2015, 
127), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 22. Septermber 2017 (GVBl. S. 237)

• Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 
1994, zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 02. März 2017 (GVBl. S. 21).

• Landeswaldgesetz (LWaldG) vom 30. November 
2000 (GVBl. S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 
8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 
245).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatSchG ist es verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes und von Kurzumtrieb-
splantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere 
Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den Stock zu set-
zen.

• Die Umsetzung der baulichen Maßnahmen sollten aufgrund der Sensibilität des Gebietes von einer ökologi-
schen Baubegleitung überwacht werden.

• Sollten Kampfmittel gefunden werden (Zufallsfunde), so ist über die zuständige Polizeidienststelle der Kampf-
mittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-
1 und -2, DIN 1054) zu berücksichtigen. Für Neubauvorhaben oder größere An- und Umbauten (insbesonde-
re mit Laständerungen) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Bei allen Bodenarbei-
ten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu berücksichtigen.

• In der Fundstellenkartierung der Direktion Landesarchäologie ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
bislang keine archäologische FundsteIle resp. Grabungsschutzgebiet verzeichnet. Es ist jedoch nur ein geringer 
Teil der tatsächlich im Boden vorhandenen, prähistorischen Denkmale bekannt. Folgende Hinweise sind zu 
beachten: 

1. Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der Planungsträger 
bzw. die Gemeindeverwaltung, sowie für die späteren Erdarbeiten der Bauträger/ Bauherr, die ausführen-
den Baufirmen vertraglich zu verpflichten, mit der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direk-
tion Landesarchäologie, zu gegebener Zeit rechtzeitig die Vorgehensweise und Terminierung der Arbeiten 
abzustimmen, damit diese ggf. überwacht werden können. 

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) 
vom 23.3.1978 (GVBI.,1978, S.159 ff), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 03. Dezember 
2014 (GVBl. S. 245) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende, archäologische Fund unverzüglich 
zu melden, die FundsteIle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen 
Verlust zu sichern. 

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger/Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch 
nicht von der Meldepflicht und Haftung gegenüber der GDKE. 

4. Sollten wirklich archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein an-
gemessener Zeitraum einzuräumen, damit diese ihre Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausführen-
den Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung entsprechend durch-
führen können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen 
Grabungen sind von Seiten der Bauherren/Bauträger finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich. 

5. Die Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, weist extra darauf hin, 
dass die Meldepflicht besonders für die Maßnahmen (Mutterbodenabtrag) zur Vorbereitung der Baumaß-
nahmen gilt. 

Die Punkte 1 - 5 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflagen zu übernehmen. 

Rein vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich im Planungsgebiet bisher nicht bekannte Kleindenkmäler 
(wie Grenzsteine) befinden können. Diese sind selbstverständlich zu berücksichtigen bzw. dürfen von Planie-
rungen o.ä. nicht berührt oder von ihrem angestammten, historischen Standort entfernt werden.

• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind keine Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenver-
änderungen oder Verdachtsflächen bekannt (nachsorgender Bodenschutz).

• Sollten Geländeniveauveränderungen vorgesehen sein, so sind diese rechtzeitig vorher mit der Amprion GmbH 
abzustimmen.

• Im Schutzstreifen der 220-kV-Freileitung dürfen nur solche Anpfl anzungen vorgenommen werden, die eine 
Endwuchshöhe von maximal 10m erreichen. Durch höherwachsende Gehölze, die in den Randbereichen bzw. 
außerhalb der Leitungsschutzstreifen angepfl anzt werden, besteht die Gefahr, dass durch einen eventuellen 
Baumumbruch die Höchstspannungsfreileitung beschädigt wird. Sollten dennoch Anpfl anzungen oder sonsti-
ger Aufwuchs eine die Leitung gefährdende Höhe erreichen, ist der Rückschnitt durch den Grundstückseigen-
tümer/den Bauherrn auf seine Kosten durchzuführen bzw. zu veranlassen. Kommt der Grundstückseigentü-
mer/der Bauherr der vorgenannten Verpfl ichtung trotz schriftlicher Aufforderung und Setzen einer angemes-
senen Frist nicht nach, so ist die Amprion GmbH berechtigt, den erforderlichen Rückschnitt zu Lasten des 
Eigentümers/des Bauherrn durchführen zu lassen. Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zu-
gänglich bleiben, insbesondere ist eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu gewährleisten. Alle die Höchst-
spannungsfreileitung gefährdenden Maßnahmen sind untersagt.

• Es wird darauf hingewiesen, dass der Einsatz von Geräten (z. B. das Aufstellen eines Baukranes) im Bereich 
der Leitung nur eingeschränkt möglich ist. Aus diesem Grund ist der Grundstückseigentümer/Bauherr ver-
pfl ichtet, den Beginn der Arbeiten mit einer Vorankündigungsfrist von mindestens 14 Tagen anzuzeigen und 
mit der Amprion GmbH, Betrieb Mitte – Leitungen, Herrn Günter Ups, Tel.: 02234/85-68350, Gewerbegebiet 
- An der K 29, 55444 Waldlaubersheim einen Termin zur Einweisung in die erforderlichen Sicherheitsmaßnah-
men zu vereinbaren. Die Einweisung erfolgt insbesondere auf Grund des Merkheftes „Hinweis zum Schutz 
von Versorgungsanlagen“ (Herausgeber Amprion GmbH), dessen Regelungen streng einzuhalten sind. Ohne 
vorherige Einweisung darf mit den Bauarbeiten nicht begonnen werden (DIN VDE 0105-100 und DGUV-V3). 
Die maximalen Arbeits- und Gerätehöhen im Schutzstreifen der Freileitung sind mit dem v. g. Leitungsbetrieb 
abzustimmen. Damit die Sicherheit der Stromversorgung gewährleistet bleibt und außerdem jegliche Gefähr-
dung auf der Baustelle im Bereich der Freileitung ausgeschlossen wird, muss sorgfältig darauf geachtet wer-
den, dass immer ein genügender Abstand zu den Bauteilen der Freileitung eingehalten wird. Der Grundstücks-
eigentümer/Bauherr hat die von ihm Beauftragten sowie sonstige auf der Baustelle anwesenden Personen 
und Unternehmen entsprechend zu unterrichten. Der Grundstückseigentümer/der Bauherr haftet gegenüber 
der Amprion GmbH im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. Er haftet insbesondere für sämtliche Schäden 
und sonstigen Nachteile, die er, seine Mitarbeiter, von ihm beauftragte Personen oder Unternehmen und/oder 
seine Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen an der Höchstspannungsfreileitung, den Masten und/oder deren 
Zubehör verursachen, sei es, durch die Errichtung oder durch den Betrieb der baulichen Anlage oder in sons-
tiger Weise.

• Werden im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Grundstücke durch Umlegung neu geordnet, in denen 
Steuer- und Fernmeldekabel oder Teile des Schutzstreifens der Leitungen liegen, die bisher nicht grundbuch-
lich gesichert sind, so ist im Umlegungsverfahren die Eintragung der beschrankten persönlichen Dienstbar-
keiten zu veranlassen. Die hierfür anfallenden Kosten und ggfs. Entschädigungszahlungen werden von Creos 
Deutschland GmbH übernommen. Im Bereich des Schutzstreifens des Steuer- und Fernmeldekabels sind Bau-
maßnahmen nicht zulässig. Bei Kreuzungen und Parallelführungen von Ver- und Entsorgungsleitun-gen ist vor 
Baubeginn eine detaillierte technische Abstimmung mit der Creos Deutschland GmbH vorzunehmen. Beson-
ders zu beachten ist, dass zur Sicherheit der Gasversorgung und um eine Gefährdung auf der Baustelle aus-
zuschließen, im Schutzstreifenbereich des Steuer- und Fernmeldekabels Erdarbeiten nur nach vorheriger Ein-
weisung durch einen Beauftragten der Creos Deutschland GmbH ausgeführt werden dürfen. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die Zustimmung für Arbeiten im Leitungsbereich unter Beifügung von Planen (Lagepläne, 
Grundrisse, Querprofi le usw.) rechtzeitig, mindestens jedoch 20 Werktage vor Beginn der Arbeiten, bei der 
Creos Deutschland GmbH schriftlich zu beantragen ist. Allgemein sind die Aufl agen der „Anweisung zum 
Schutz von Gashochdruckleitungen“ der Creos Deutschland GmbH zu berücksichtigen.

HINWEISE

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 Landeswassergesetz)

• Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem
• Das anfallende Schmutzwasser ist ordnungsgemäß über die öffentliche Kanalisation zu entsorgen.
• Unbelastetes Niederschlagswasser ist dezentral vor Ort über die belebte Bodenzone zu versickern.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 LBauO)

Nutzung regenerativer Energien

• Anlagen zur Solarnutzung (blendfrei) und zur Brauchwassererwärmung sind erlaubt.

Zuwegungen:

• Stellplätze, Zufahrten, Wege und sonstige Zugänge sind fl ächensparend anzulegen. Für die Zuwegungen (bei 
Neuanlage) sind wasserdurchlässige Materialien zu verwenden. 

Fassadengestaltung
• Die Materialwahl bei der Gestaltung der Außenwandfl ächen ist freigestellt. Nur Materialien mit starker Spie-

gelwirkung sind nicht erlaubt (z. B. polierte Metallfl ächen, Materialien mit Glanzeffekt).

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LWG UND LBAUO)

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
am __.__.2017 die Einleitung des Verfahrens 
zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Naherho-
lungsgebiet Seewoog“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 
BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebau ungs planes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§ 3 
Abs. 1 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereich von der Planung 
berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und demgemäß 
von der Planung unterrichtet und um Äußerung 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach 
§ 2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 
Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Der Stadtrat der Stadt Ramstein-Miesenbach hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes „Naherholungsgebiet Seewoog“ 
beschlossen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungs planes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per mail abgegeben wer-
den können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wur-
den mit Schreiben vom __.__.____ von der 
Auslegung benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB, 
§ 4 Abs. 2 BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ih-
nen wurde eine Frist bis zum __.__.____ zur 
Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange, der Nachbargemeinden sowie 
der Bürger Anregungen und Stellungnahmen 
ein. Die Abwägung der vorgebrachten Bedenken 
und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Stadtrat hat am __.__.____ den Bebauungs-
plan „Naherholungsgebiet Seewoog“ als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebau-
ungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Der Bebauungsplan „Naherholungsgebiet See-
woog“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Ramstein-Miesenbach, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglich-
keit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für 
die Geltendmachung der Verletzung von Vor-
schriften sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 
215 BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen 
der Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die 
Rechtsfolgen des § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung 
Rheinland-Pfalz (GemO) hingewiesen worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „Naherholungsgebiet Seewoog“, bestehend 
aus der Plan zeich nung (Teil A) und dem Text-
teil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 
Abs. 3 BauGB).

 Ramstein-Miesenbach, den __.__.____   

 ________________
 Der Bürgermeister

Bearbeitet im Auftrag der
Stadt Ramstein-Miesenbach
Am Neuen Markt 6
66877 Ramstein-Miesenbach

Stand der Planung: 09.02.2018 
SATZUNG 
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TEIL A: PLANZEICHNUNG

DIE KATASTERGRUNDLAGE IST IM ORIGINAL BESTÄTIGT.
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9. FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON NATUR UND 
LANDSCHAFT

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

 BIOTOPENTWICKLUNGSFLÄCHE „KLEINER 
SEEWOOG“:

 WESTLICHER SEEWOOG:

 WALDFLÄCHEN / RÖHRICHTE:

Siehe Plan.

M1: Entlang des östlichen Seewoogs ist gemäß Plan-
darstellung ein mindestens 3,0 m bis 15 m breiter 
Gewässerrandstreifen auszuweisen. Die Flächen sind 
einer natürlichen Entwicklung mit dem Entwicklungs-
ziel - Feuchte Hochstaudenfl ur und Röhricht als natür-
liche Gewässerrandgesellschaft- zu überlassen. Die 
Flächen sind bis auf den derzeit vorhandenen Gehölz-
bestand von Gehölzaufwuchs freizuhalten. Auf weitere 
Pfl egemaßnahmen ist zu verzichten.

M2: Zur Verbesserung der Habitatbedingungen für die 
Arten Amphibien, Reptilien, Libellen ist der östliche 
Seewoog als fi schfreies Gewässerbiotop zu entwickeln, 
während der westliche Seewoog als Fischgewässer zu 
erhalten ist. Hierzu ist im Bereich des vorhandenen 
Brückenbauwerks eine regulierbare Trennung zwischen 
den Gewässerabschnitten einzubauen. Die Entfernung 
des Fischbestandes aus dem östlichen Seewoog wird 
durch ein langsames Ablassen des Gewässers im Spät-
sommer mit Errichtung des Überlaufbauwerks vorge-
nommen.

M3: Die in der Plandarstellung ausgewiesenen Röh-
richtbestände im Norden und Westen entlang des Ge-
wässerufers sind als Reproduktionshabitat für Vögel, 
Amphibien und Libellen dauerhaft zu erhalten. Die 
Bestände sind von aufkommendem Gehölzaufwuchs 
freizuhalten.

M4: Entlang des südlichen Ufers sind die vorhandenen 
Uferbefestigungen zu entfernen und außerhalb der 
ausgewiesenen Baufenster eine naturnahe Gestaltung 
mit Uferabfl achung und Einbau naturnaher Struktur-
elemente vorzusehen.
Notwendige Gehölzrodungen sowie die Beseitigung 
von Röhrichtbeständen sind nur in dem Zeitraum von 
Anfang Oktober bis Ende Februar außerhalb der Brut-
phase der Vögel durchzuführen.

M5: Kontrolle von Rodungsbereichen auf Höhlenbäu-
me als potentielle Überwinterungsquartiere für Fle-
dermäuse, ggfs. Verschließen der Baumhöhlen vor der 
Winterruhe. Rodung von betroffenen Höhlenbäumen 
außerhalb der Quartiernutzung im Zeitraum von An-
fang bis Ende Oktober.

M6: Je gefälltem Höhlenbaum sind 2 Vogelnistkästen 
(für Höhlen- und Nischenbrüter) sowie 2 Fledermaus-
kästen an geeigneten Standorten im Umfeld des See-
woogs anzubringen und dauerhaft zu unterhalten.

M7: Auf Flächenversiegelungen ist zum Schutz des 
Bodens und des Wasserhaushaltes weitestgehend zu 
verzichten. 

M9: Nicht mehr benötigte befestigte Flächen sind zu 
entsiegeln und als wasserdurchlässige Flächen oder 
Vegetationsfl ächen anzulegen.

Die genaue Verortung ist dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen.

10. MIT LEITUNGSRECHTEN ZU BELASTENDE 
FLÄCHEN, SCHUTZSTREIFEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 10 UND 21 BAUGB

Siehe Plan.
Die deckungsgleich mit den Schutzstreifen, 2 m bzw. bis 
zu 35 m beidseits, entlang der 220-kV-Freileitung bzw. 
des Fernmeldekabels bzw. der Gashochdruckleitung 
liegenden Flächen sind mit Leitungsrechten zuguns-
ten der jeweiligen Versorgungsträger (hier: Amprion 
GmbH, Creos Deutschland GmbH bzw. Open Grid 
Europe GmbH) zu belasten.

11. FLÄCHEN FÜR DIE ERHALTUNG VON 
BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN 
BEPFLANZUNGEN    
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25B BAUGB

Siehe Plan.
M10: In den als Wald festgesetzten Flächen sind Bäu-
me der Arten Buche, Kiefer, Eiche und Birke mit einem 
Stammdurchmesser von mehr als 20 cm zu erhalten. 
Geplante bauliche Anlagen, insbesondere Spielgeräte, 
sind so in den vorhandenen Gehölzbestand zu integ-
rieren, dass Gehölzverluste und -Beschädigungen ver-
mieden werden. Für baubedingte Verluste derartiger 
Bäume ist in Abstimmung mit der zuständigen Forst-
behörde eine Pfl anzung von einem Laubbaum-Hoch-
stamm je entfallendem Baum mit einem Stammumfang 
von mindestens 14 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, vor-
zunehmen.

M11: Bei baulichen Maßnahmen im engeren Um-
feld von Baumbeständen sind Schutzmaßnahmen für 
betroffene Bäume gem. DIN 18920 wie Wurzel- und 
Stammschutz vorzusehen.

M12: Die als öffentlichen Grünfl ächen ausgewiese-
nen Bereiche im Westen, Norden und Osten des See-
woogs sind in ihrer derzeitigen Ausprägung mit einer 
extensiven Erholungsnutzung und dem vorhandenen 
Vegetationsbestand sowie verkehrssicheren Bäumen 
mit einem Stammdurchmesser von mehr als 30 cm zu 
erhalten.

M13: Der vorhandene nördliche Waldrand auf trocke-
nen Standorten (Parzelle 801, Gemeinde Ramstein-
Miesenbach) ist in seiner derzeitigen lockeren Ausprä-
gung aus artenschutzrechtlichen Gründen zu erhalten.

Die genaue Verortung ist dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen.

12. KOMPENSATIONSMASSNAHMEN
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB

M8: Aufforstung einer noch zwischen der Stadt Rams-
tein-Miesenbach und dem Forstamt Otterberg festzu-
legenden gemeindeeigenen Fläche zur Kompensation 
von Waldverlusten im Teilbereich A sowie im Bereich 
der Parkplatzfl ächen.

Die erstaufzuforstenden Flächen sind dauerhaft zu 
erhalten. Im Rahmen des forstlichen Ausgleichs ist der 
Pflanzplan mit dem Forstamt Otterberg abzustimmen.

13. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Gewässerschutz (§ 31 LWG)
(1) Errichtung, Betrieb und wesentliche Veränderung von Anlagen im Sinne des § 36 WHG,

1.  die weniger als 40 m von der Uferlinie eines Gewässers erster oder zweiter Ordnung oder weniger als 10 
m von der Uferlinie eines Gewässers dritter Ordnung entfernt sind, oder

2.  von denen Einwirkungen auf das Gewässer und seine Benutzung sowie Veränderungen der Bodenober-
fl äche ausgehen können, 

 bedürfen der Genehmigung. Die Genehmigung kann befristet werden. Die Genehmigungspfl icht gilt nicht 
für Anlagen, die der erlaubnispfl ichtigen Benutzung, der Unterhaltung oder dem Ausbau des Gewässers 
dienen oder einer anderen behördlichen Zulassung aufgrund des Wasserhaushaltsgesetzes oder dieses Ge-
setzes bedürfen.

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn die Voraussetzungen nach § 36 Satz 1 WHG nicht erfüllt 
sind oder erhebliche Nachteile, Gefahren oder Belästigungen für andere Grundstücke und Anlagen zu er-
warten sind, die durch Bedingungen oder Aufl agen weder verhütet noch ausgeglichen werden können. Lässt 
sich zur Zeit der Entscheidung nicht mit genügender Sicherheit feststellen, ob und inwieweit nachteilige 
Wirkungen eintreten werden, so können der Widerruf und nachträgliche Aufl agen ohne Entschädigung vor-
behalten werden.

(3) Nach Ablauf einer nach Absatz 1 festgesetzten Frist und im Falle des Widerrufs ohne Entschädigung nach 
Absatz 2 kann die Wasserbehörde dem Eigentümer oder Inhaber der Anlagen aufgeben, auf seine Kosten 
den früheren Zustand ganz oder teilweise wiederherzustellen oder andere zur Abwendung nachteiliger Fol-
gen geeignete Vorkehrungen zu treffen. Die Änderung oder Beseitigung von Anlagen, die ohne Vorbehalt 
nach Absatz 2 genehmigt sind, kann vor Ablauf der festgesetzten Frist nur aus Gründen des Wohls der All-
gemeinheit, insbesondere aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und gegen Entschädigung 
angeordnet werden.

(4) Zuständig ist die untere Wasserbehörde. Bei Gebäuden, die einer baurechtlichen Genehmigung bedürfen, 
entscheidet die für die Erteilung der Baugenehmigung zuständige Behörde und bei Anlagen, die der Berg-
aufsicht unterliegen, die Bergbehörde auch über die Erteilung der Genehmigung nach Absatz 1; die Erteilung 
der Genehmigung erfolgt jeweils im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde.

NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
GEM. § 9 ABS. 6 BAUGB
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Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich 
am derzeitigen Bestand und gewährleistet 
zudem, dass keine für die angestrebte Nut-
zung des Gebietes überdimensionierten 
Baukörper errichtet werden können. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden. In der offenen 
Bauweise sind Gebäude gem. LBauO mit 
seitlichen Grenzabstand zu errichten. 

Die Festsetzung einer offenen Bauweise 
beugt einer negativen Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes vor.

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 
BauNVO

Mit der Festsetzung der überbaubaren 
Grundstücksfläche durch Baugrenzen wer-
den die bebaubaren Bereiche des Grund-
stücks definiert und damit die Verteilung 
der baulichen Anlagen auf dem Grundstück 
geregelt. Die Baugrenze gemäß § 23 Abs. 3 
BauNVO umschreibt die überbaubare Flä-
che, wobei die Baugrenze durch die Gebäu-
de nicht bzw. allenfalls in geringfügigem 
Maß überschritten werden darf. Die 
Baugrenzen sind so dimensioniert, dass Fle-
xibilität bei der kleinräumigen Anordnung 
bleibt. (Siehe ergänzend auch Festsetzung 
der Grundfläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO)

Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sind untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen (§  14 
BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck 
des Baugebietes selbst dienen und seiner 
Eigenart nicht widersprechen (z.B. Zufahr-
ten und Zugänge, Wege sowie alle sonsti-
gen für den ordnungsgemäßen Betrieb 
eines Naherholungsgebietes  erforderlichen 
Einrichtungen). 

Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung; Hier 
Feldwirtschaftsweg 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Durch die Festsetzung der Verkehrsfläche  
besonderer Zweckbestimmung; Hier: 
Feldwirtschaftsweg wird die Erschließung 
des Plangebietes sichergestellt. 

Die Festsetzung dient der Sicherstellung der 
öffentlichen Zugänglichkeit der festgesetz-
ten öffentlichen Parkplatzflächen und der 
Erschließung des Naherholungsgebietes 
und der daran angrenzenden land- und 
forstwirtschaftlichen Flächen.  

Verkehrsflächen besonde-
rer Zweckbestimmung; Hier: 
Öffentliche Parkplatzflächen, 
Wohnmobilstellplatz

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Durch die Festsetzung von Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung; Hier: öffent-
lichen Parkplatzflächen wird zum einen eine 
ausreichende Anzahl an Parkmöglichkeiten 
für die Besucher des Naherholungsgebietes 
gewährleistet sowie der ruhende Verkehr 
innerhalb des Plangebietes geordnet und 
somit verhindert, dass negative Beeinträch-
tigungen des angrenzenden Wohngebietes 
„Waldstraße“ durch Parksuchverkehr her-
vorgerufen wird. Außerdem wird die Anlage 
von Wohnmobilstellplätzen gewährleistet.

Oberirdische Versorgungslei-
tung; Hier: 220-kV-Freileitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Angrenzend zum Plangebiet verläuft eine 
oberirdische Versorgungsleitung 
(220-kV-Freileitung der Amprion GmbH). Da 
der zugehörige Schutzstreifen der Freilei-
tung bis in das Plangebiet hinreicht wird der 
Verlauf der v.g. Leitungen in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Unterirdische Versorgungslei-
tungen; Hier: Fernmeldekabel / 
Gashochdruckleitung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Durch das Plangebiet verlaufen unterirdi-
sche Versorgungsleitungen (Fernmeldeka-
bel der Creos Deutschland GmbH / Gas-

hochdruckleitung der Open Grid Europe 
GmbH). Da hiervon Flächen des Plangebietes 
in Anspruch genommen werden, werden 
die Verläufe der Leitungen in den Bebau-
ungsplan übernommen. Vor der Bebauung 
dieser Flächen müssen die erforderlichen 
Einweisungen rechtzeitig mit den jeweiligen 
Versorgungsträgern abgestimmt werden.

Wasserflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB

Die Fessetzung der Wasserflächen dient der 
planungsrechtlichen Sicherung des be-
stehenden Gewässers 3. Ordnung (See-
woog) innerhalb des Plangebietes. 

Waldflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGB i.V.m. § 25 
a und b BauGB

Die Festsetzung der Waldflächen dient der 
planungsrechtlichen Sicherung des be-
stehenden Waldes. 

Innerhalb der Waldfläche sind Nutzungen 
zulässig, die mit der Zweckbestimmung 
„Wald“ im Einklang stehen, dem Hauptnut-
zungszweck „Wald“ nicht wiedersprechen 
und der Erholung und Freizeitgestaltung der 
Allgemeinheit dienen sowie für die Attrakti-
vität des Naherholungsgebietes erforderlich 
sind. Zulässig sind ein mit Spielelementen 
ausgestatteter Waldspielplatz (einzelne 
Spielpunkte),ortsgebundene Sitzgruppen 
und Grillplätze. In den als Wald festgesetz-
ten Flächen sind Bäume der Arten Buche, 
Kiefer, Eiche und Birke mit einem Stamm-
durchmesser von mehr als 20 cm zu erhal-
ten. Für baubedingte Verluste derartiger 
Bäume ist in Abstimmung mit der zuständi-
gen Forstbehörde eine Pflanzung von einem 
Laubbaum-Hochstamm je entfallendem 
Baum mit einem Stammumfang von min-
destens 14 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, 
vorzunehmen. Dies gewährleistet den er-
halt des Baumbestandes.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Die Festsetzung dient ökologischen Zielset-
zungen. Die östliche Wasserfläche wird ab-
gekoppelt vom westlichen Bereich als öko-
logischer Schutzraum ausgewiesen. Damit 
wird der Erhalt des natürlichen Zustandes 
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des Gewässers und des zugehörigen Ge-
wässerrandstreifen innerhalb des 
Plangebietes langfristig gewährleistet. 
Gleichzeitig dient der Schutzstreifen der Ga-
rantie einer naturnahen Bewirtschaftung. 
Zudem wird der Erhalt der Reproduktions-
räume schützenswerter Tierarten im Bereich 
der westlichen Wasserfläche gesichert. Die 
ökologische Funktion des Gewässers kann 
somit erhalten und verbessert werden. Im 
gesamten Plangebiet werden entsprechen-
de Vermeidungs- und Schutz- und Aus-
gleichsmaßnahmen festgesetzt, deren ge-
naue Verortung dem Maßnahmenplan zum 
Umweltbericht zu entnehmen sind. 

Mit Leitungsrechten zu belas-
tende Flächen, Schutzstreifen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 und 21 BauGB

Die Belastung von Teilen des Plangebietes 
mit Leitungsrechten dient zum einen dazu 
Versorgungsträgern die Zugänglichkeit der 
Grundstücke zu Wartungs-/Instandhal-
tungszwecken zu gewährleisten und zum 
anderen zum Schutz der ober- und unterir-
dischen Versorgungsleitungen.

Flächen für die Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sons-
tigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB

Um zu gewährleisten, dass die bestehenden 
Waldstrukturen erhalten bleiben und die 
bestehenden Einrichtungen verträglich inte-
griert werden, wird die Festsetzung zum Er-
halt der Bäume getroffen.

Festsetzungen aufgrund landes
rechtlicher Vorschriften (§ 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. LWG und 
LBauO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V. mit §§ 57-63 
LWG)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung aller Flächen innerhalb 
des Plangebietes. Die Entsorgungsinfra-
struktur ist aufgrund der bestehenden Be-
bauung bereits vorhanden. Im übrigen wird 
bereits heute über die belebte Bodenzone 
versickert.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 
LBauO)

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver-
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Landschaftsbild, denn gerade auf-
grund der Bedeutung als Naherholungsge-
biet spielt die Gestaltqualität eine besonde-
re Rolle. Daher werden entsprechende Fest-
setzungen zur Anlage von Zuwegungen und 
Fassadengestaltung vorgenommen. Das 
Vorhaben fügt sich mit den getroffenen 
Festsetzungen harmonisch in die Umge-
bung und Landschaft ein.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche 
Planungsentscheidung. Hier setzt die Kom-
mune ihr städtebauliches Konzept um und 
entscheidet sich für die Berücksichtigung 
bestimmter Interessen und die Zurückstel-
lung der dieser Lösung entgegenstehenden 
Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natür-
lichen Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
chen Auswirkungen beachtet und in den 
Bebauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Planungsgebiet auf 
die Umgebung und von der Umgebung auf 
das Planungsgebiet vermieden werden. 
Dies kann erreicht werden, indem unverein-
bare Nutzungen voneinander getrennt wer-
den.

Das Plangebiet ist überwiegend von land- 
und forstwirtschaftlichen Flächen umgeben, 
sodass davon auszugehen ist, dass keine 
Beeinträchtigungen von der Umgebung auf 
das Naherholungsgebiet ausgehen werden. 
Umgekehrt werden von dem Plangebiet 
ebenfalls keine die Umgebungsnutzung er-
heblich beeinträchtigenden Auswirkungen 
erwartet, wenn alle Auflagen des Umwelt- 
und Naturschutzes erfüllt werden.

Durch die Festsetzungen innerhalb des 
Plangebiets wird jede Form der Nutzung 
ausgeschlossen, die innergebietlich oder im 
direkten Umfeld zu Störungen und damit 
Beeinträchtigungen der naturnahen Umge-
bung führen können. 

Die Festsetzungen des vorliegenden 
Bebauungsplanes wurden somit so ge-
wählt, dass sich die geplante Nutzung hin-
sichtlich Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Bauweise sowie der überbauba-
ren Grundstücksfläche in die Umgebung 
einfügt. Zusätzlich schließen die im Bebau-
ungsplan getroffenen Festsetzungen auch 
innerhalb des Plangebietes jede Form der 
Nutzung aus, die innergebietlich zu Beein-
trächtigungen führen kann. 

Ein wichtiges Kriterium gesunder Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse ist ferner die Be-
rücksichtigung ausreichender Abstände 
gem. Landesbauordnung. Die erforderlichen 
Abstandsflächen werden alle eingehalten, 
so dass eine ausreichende Besonnung und 
Belüftung der umgebenden Nutzungen ge-
währleistet werden kann.

Der Bebauungsplan kommt somit der For-
derung, dass die Bevölkerung bei der Wah-
rung der Grundbedürfnisse gesunde und si-
chere Arbeitsbedingungen vorfindet, in vol-
lem Umfang nach.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die vorliegende Planung nicht erheblich ne-
gativ beeinträchtigt. Es erfolgt lediglich eine  
geringfügige Versiegelung und Überbauung  
innerhalb des Plangebietes. Zudem wird 
durch die reduzierte maximal zulässige An-
zahl der Vollgeschosse die Auswirkungen 
auf das Stadt- und Landschafsbild zusätz-
lich verringert. Im übrigen existiert ein Teil 
der Naherholungsnutzung bereits heute. 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplan wer-
den diese langfristig geordnet.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Die Bestandserfassung der abiotischen 
Schutzgüter ergab, dass der räumliche Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes eine 
mittlere bis hohe Wertigkeit aufweist. Da 
der Bebauungsplan lediglich in einem ge-
ringen Umfang bauliche Maßnahmen vor-
sieht, welche hauptsächlich in dem derzeit 
bereits für Freizeitanlagen intensiver ge-
nutzten Bereich stattfinden sollen, sind für 
die Naturgüter Naturraum, Relief, Geologie, 
Boden, Wasser, Geländeklima/Luft, Erho-
lung, Landschafts-/Ortsbild, Kulturgüter so-
wie Mensch keine erheblichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten.

Trotz der intensiven Erholungsnutzung ist 
dem Plangebiet aufgrund des kleinräumi-
gen, vielfältigen Biotopmosaiks eine deutli-
che naturschutzfachliche oder ökologische 
Bedeutung zuzuweisen.

Von dem Planvorhaben sind keine Schutz-
gebiete mit gemeinschaftlicher Bedeutung, 
keine gesetzlich geschützten Biotope, 
FFH-Lebensraumtypen und bestandsgefähr-
deten Biotoptypen betroffen. Eine poten-
zielle erhebliche Beeinträchtigung von Tier- 
und Pflanzenarten der Roten Liste oder mit 
einem besonderem Schutzstatus kann 
durch die Berücksichtigung der Ergebnisse 
der faunistischen Kartierungen und Festset-
zung geeigneter Schutzmaßnahmen ver-
mieden werden, sodass dem Planvorhaben 
keine artenschutzrechtlichen Belange ent-
gegenstehen werden. 

Auswirkungen des Bebauungsplanes, Abwägung
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Mit den festgesetzten ökologischen Ent-
wicklungsmaßnahmen insbesondere im Be-
reich des östlichen Seewoogs können die 
Habitatbedingungen und somit die ökologi-
sche Wertigkeit dieses Gewässers für die 
Flora und Fauna deutlich aufgewertet wer-
den.

Es sind daher auch für das Schutzgut Tiere 
und Pflanzen keine erheblichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten. 

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
haben insgesamt gesehen keine erhebli-
chen negativen, nicht ausgleichbaren Be-
einträchtigungen des Naturhaushaltes zur 
Folge. 

Vor allem durch die Konzentration von bau-
lichen Maßnahmen auf bereits vorbelaste-
ten Flächen, durch Schutzmaßnahmen 
während der Bauarbeiten sowie durch 
Maßnahmen zum Boden- und Grundwas-
serschutz können Umweltbeeinträchtigun-
gen minimiert werden. 

Auswirkungen auf die Land- und 
Forstwirtschaft

Durch die Planung werden weder land- 
noch forstwirtschaftliche Flächen in An-
spruch genommen. Die Erschließung der 
angrenzenden land- und forstwirtschaftli-
chen Flächen wird sichergestellt. Somit sind 
keine negativen Beeinträchtigungen der 
Land- und Frostwirtschaft zu erwarten. Der 
Erhalt der Baumbestände und damit der 
Waldfläche ist festgesetzt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Das Verkehrsaufkommen wird sich durch 
die Umsetzung des Planvorhabens nicht si-
gnifikant verändert. Zudem wird innerhalb 
des Plangebietes ein ausreichendes Ange-
bot an öffentlichen Parkplatzflächen vorge-
halten, wodurch das angrenzende Wohnge-
biet „Waldstraße“ nicht negativ durch Park-
suchverkehr der Besucher beeinträchtigt 
wird. Somit ist davon auszugehen, dass das 
Planvorhaben keine negativen Auswirkun-
gen auf die Belange des Verkehrs haben 
wird.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur  
ist bereits vorhanden und wird im Rahmen 
der baulichen Umsetzung des Planvorha-
bens lediglich geringfügig angepasst. Unter 
Beachtung der Kapazitäten und getroffenen 

Festsetzungen ist die Ver- und Entsorgung 
ordnungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimaschutzes

Im Zuge des Planvorhabens kommt es zwar 
zu neuen Versiegelungen, aufgrund des 
überschaubaren Flächenumfangs der über-
baubaren Bereiche sind die Auswirkungen 
auf die Belange des Klimas jedoch als ge-
ring einzustufen. 

Abgesehen von potenziell eintretenden 
sehr geringfügigen mikroklimatischen Ver-
änderungen, können erhebliche negative 
Auswirkungen insgesamt ausgeschlossen 
werden.

Auswirkungen auf die  Belange der 
Erholung und Freizeit

Durch das Planvorhaben wird die Freizeit- 
und Erholungsfunktion des bestehenden Er-
holungsgebietes Seewoog nachhaltig ge-
steigert. Somit werden die Belange der Er-
holung und Freizeit in vollem Umfang durch 
das Planvorhaben berücksichtigt.

Auswirkungen der Planung auf 
die privaten Belange

Durch die Planung ergeben sich für die pri-
vaten Grundstückseigentümer keine negati-
ven Folgen. Zum einen sind die festgesetz-
ten Nutzungsarten verträglich zur 
Umgebungsnutzung. Zum anderen wurden 
entsprechende Festsetzungen getroffen, um 
das harmonische Einfügen in die Landschaft 
zu sichern. 

Alle bauplanungs- und bauordnungsrechtli-
chen Vorgaben werden eingehalten (Ab-
standsflächen etc.).

Auswirkungen auf alle  
sonstigen Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 

gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

•	 Anpassung und Erneuerung der Ange-
botsqualität des Naherholungsgebietes

•	 Attraktivitätssteigerung des bereits in-
nerhalb der Bevölkerung etablierten 
Naherholungsgebietes

•	 naturverträgliche Gestaltung des 
Plangebietes

•	 Planungsrechtliche Sicherung natur-
rechtlich schützenswerter Biotope

•	 Keine nachteiligen Auswirkungen auf 
die gesunden Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

•	 Keine negativen Auswirkungen auf den 
Verkehr

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Land- und Forstwirtschaft

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Auswirkungen auf die Belange 
des Klimaschutzes

•	 Keine negativen Beeinträchtigung pri-
vater Belange

Argumente gegen die Verab-
schiedung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 
sprechen. 

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des 
Bebauungsplanes wurden die zu beachten-
den Belange in ihrer Gesamtheit unterein-
ander und gegeneinander abgewogen. Auf-
grund der genannten Argumente, die für die 
Planung sprechen, kommt die Stadt Rams-
tein-Miesenbach zu dem Ergebnis, dass der 
Umsetzung der Planung nichts entgegen-
steht.


